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Nach der Begrüßung durch Hubert Schillinger von der 
Friedrich-Ebert-Stiftung übernahm Silja Dressel von der 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) die 
inhaltliche Einführung. In ihrem Vortrag „Von Joseph Stig-
litz bis zum König von Bhutan: Projekte ‚alternativer‘ Maße 
für Wohlergehen und gesellschaftlichen Fortschritt“ stell-
te sie verschiedene Initiativen zur Messung von „Wohl-
stand“ jenseits des Bruttoinlandsprodukts (BIP) vor. Dazu 
zählten die Commission on the Measurement of Economic 
Performance and Social Progress unter Leitung der drei 
Ökonomen Joseph Stiglitz, Amartja Sen und Jean Fitoussi; 
das Konzept der Gross National Happiness (Bruttonatio-
nalglück), das in Bhutan entwickelt wurde; der Ansatz der 
Adjusted Net Savings/Genuine Savings der Weltbank; so-
wie das Konzept des Buen Vivir von indigenen Völkern aus 
der zentralen Andenregion.
Silja Dressel stellte diese Konzepte in den größeren Zusam-
menhang der Themen der UN-Konferenz für Nachhaltige 
Entwicklung 2012. Dabei betonte sie die Notwendigkeit, 
diese sog. Rio+20-Konferenz dafür zu nutzen, das Thema 
„Nachhaltigkeit“ wieder stärker im öffentlichen Bewusst-

sein zu verankern, anstehende Herausforderungen anzu-
erkennen und politische Lösungsansätze zu entwickeln. 
Dabei spiele die Entwicklung neuer Indikatorensets eine 
wichtige Rolle. Dies werde unter anderem auch von der 
Bundesregierung und der Europäischen Union (EU) un-
terstützt (s. Anhang 2). Dabei dürfe allerdings nicht ver-
nachlässigt werden, dass diese Auseinandersetzungen den 
thematischen Kontext der Armutsbekämpfung berücksich-
tigten. Einen weiteren thematischen Rahmen bilde das 
Konzept der planetary boundaries, d.h. der klar definierten 
Grenzen des globalen Ökosystems, das in der internatio-
nalen Fachdiskussion zunehmend anerkannt werde.

Teil I: Von Joseph Stiglitz bis zum König von Bhutan: Projekte „alternativer“ Maße für 
Wohlergehen und gesellschaftlichen Fortschritt

In den letzten Jahren sind in aller Welt Initiativen entstan-
den, die sich mit alternativen Entwicklungskonzepten und 
Wohlstandsmodellen befassen. Sie sind eine Antwort auf 
die Grenzen und Unzulänglichkeiten des vorherrschenden 
Entwicklungsparadigmas, dessen zentrale Zielgrößen das 
Wachstum der wirtschaftlichen Produktion und die Be-
kämpfung der Einkommensarmut bilden. Ein prominentes 
Beispiel für diesen Suchprozess ist die Arbeit der internati-
onalen Kommission zur Messung wirtschaftlicher Leistung 
und sozialen Fortschritts unter Leitung des Wirtschaftsno-
belpreisträgers Joseph Stiglitz.
Auch in Deutschland ist die Auseinandersetzung über 
alternative Maße und Modelle gesellschaftlichen Fort-
schritts in vollem Gange. Ein sichtbares Zeichen dafür ist 
die Einrichtung der Enquête-Kommission des Bundestages 
„Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität – Wege zu nach-
haltigem Wirtschaften und gesellschaftlichem Fortschritt 
in der Sozialen Marktwirtschaft“.
Im Juni 2012 veranstalten die Vereinten Nationen 20 Jah-
re nach dem Erdgipfel von Rio und zehn Jahre nach dem 
Nachhaltigkeitsgipfel von Johannesburg ihre zweite Kon-
ferenz über nachhaltige Entwicklung („Rio+20“). Auf der 
Agenda steht dort unter anderem die Auseinandersetzung 

über globale Nachhaltigkeitsziele („Sustainable Develo-
ment Goals“) als Ergänzung zu den Millenniumsentwick-
lungszielen (MDGs). Zugleich hat inzwischen in Zivilgesell-
schaft und Politik auch eine grundsätzlichere Debatte über 
die „Post-MDG-Agenda“ nach dem Jahr 2015 begonnen. 
Vor diesem Hintergrund haben wir auf der Fachtagung 
„Wohlstandsmodelle und Entwicklungsziele jenseits der 
MDGs“ Informationen und Analysen zum Stand der Dis-
kussion über alternative Wohlstandsmodelle und Entwick-
lungsziele jenseits der MDGs ausgetauscht. Die Tagung 
hat sich mit der Frage befasst, inwieweit das Konzept ei-
nes alternativen Wohlfahrtsindex für Deutschland auf die 
internationale Ebene übertragbar ist. Daneben wurde da-
rüber diskutiert, wie die Verwirklichung der wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Menschenrechte gemessen 
und in einem speziellen Index abgebildet werden kann. In 
direktem Bezug zur Rio+20-Konferenz der UN stand die 
Diskussion von Vorschlägen für „Sustainable Development 
Goals“. Schließlich ging es um die Frage, welche Konse-
quenzen sich aus der Debatte über alternative Wachstums- 
und Wohlstandsmodelle für die Neukonzeption von Ent-
wicklungspolitik ergeben.

Kurzbericht
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Teil II: Woran sich Wohlstand wirklich messen lässt. Ein neuer Wohlfahrtsindex für die Welt?

Ihren gemeinsamen Vortrag eröffneten Hans Diefenba-
cher von der Forschungsstätte der Evangelischen Studi-
engemeinschaft (FEST) und dem Alfred-Weber-Institut 
der Universität Heidelberg und Roland Zieschank vom 
Forschungszentrum für Umweltpolitik der FU Berlin mit 
der Beobachtung, dass politisches Handeln nach wie vor 
hauptsächlich von der Generierung von Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) geleitet sei (vgl. Anhang 1).
Die Orientierung der Politik an dieser Maßzahl sei unter 
anderem deswegen problematisch, weil das BIP-Konzept 
sich durch eine ganze Reihe Schwächen auszeichne: Zum 
einen würden viele Umweltschäden gänzlich ausgeblen-
det. Zum anderen würden Maßnahmen gegen Umwelt-
belastungen als positiv verbucht, obwohl es kompen-
satorische Kosten seien, die noch keine Steigerung der 
gesellschaftlichen Wohlfahrt bewirkten, wie Altlastensa-
nierung und Ausgleichsmaßnahmen für Naturverbrauch. 
Ähnliches gelte im sozialen Bereich, etwa die Ausgaben 
für Drogen, Alkohol und Tabak. Andererseits vernachläs-
sige die Berechnung des BIP verschiedene Aktivitäten zur 
Wohlfahrtssteigerung (z.B. im Haushaltsbereich) und die 
Ungleichverteilung von Einkommen.
Um diese Schwächen des BIP-Ansatzes zu kompensie-
ren schlagen Diefenbacher und Zieschank einen sog. 
Nationalen Wohlfahrtsindex (NWI) als ergänzendes In-
formationsinstrument vor. Als Ausgangspunkt nutzt 
der NWI den mit der Einkommensverteilung gewichte-
ten privaten Verbrauch. Positiv angerechnet werden im 
NWI Wohlfahrt generierende Komponenten wie Hausar-
beit und ehrenamtliche Tätigkeiten. Korrekturen werden 

dort vorgenommen, wo eine zeitliche Differenz zwischen 
Ausgaben und Nutzen besteht. Negativ gewertet werden 
Komponenten, welche die Wohlfahrt mindern, z.B. Um-
weltbelastungen, Verkehrsunfälle etc.. Damit kommen 
die beiden Forscher zu einem ausgewogeneren Abbild der 
Wohlfahrtsentwicklung in Deutschland, welches mit dem 
des BIP stark kontrastiert.
Daraus ziehen Diefenbacher und Zieschank drei Schlüs-
se: Erstens, dass Wohlfahrtssteigerungen auch ohne wirt-
schaftliches Wachstum erzielbar seien. Zweitens, dass die 
Ergebnisse des NWI eine wirtschaftliche Transformation 
im Sinne einer Umorientierung von materialintensiver Pro-
duktion in Richtung auf qualitative Entwicklung anrege. 
Und drittens, dass dazu eine kulturelle Transformation, z.B. 
im Sinne einer Höherbewertung immaterieller Güter not-
wendig sei.
Abschließend betteten die Referenten die Ergebnisse und 
Konzepte des NWI in die parallel auf globaler Ebene statt-
findenden Diskussionen über die Möglichkeiten zur Wohl-
standsmessung ein. Dazu stellten sie unter anderem das 
OECD-Projekt „Measuring the Progress of Societies“, die 
Ergebnisse der Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kommission in Frank-
reich und die National Footprint Accounts vor. Die direkte 
Übertragbarkeit des NWI auf andere Länder bzw. auf die 
globale Ebene halten Diefenbacher und Zieschank dabei 
allerdings für schwierig. Zum einen gebe es bedeutende 
kulturelle Unterschiede, zum anderen technische Proble-
me z.B. mit der Datenverfügbarkeit. Als einen ersten Schritt 
können sich die beiden Forscher aber die Übertragbarkeit 
auf strukturell ähnliche industrialisierte Länder vorstellen. 
Vergleichbare Ansätze seien aber auch darüber hinaus 
durchaus sinnvoll. Denn ein Index wie der NWI fördere ein 
Denken, das neben materiellem Wohlstand auch die Erhal-
tung und Förderung von Natur-, Human- und Sozialkapital 
sowie immaterielle Werte in den Mittelpunkt stelle, und 
damit  auch den „Sinn“ ökonomischen Handelns als sol-
chen.
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Teil III: Panel „Vor dem Rio+20-Gipfel der UN: Von den MDGs zu Sustainable Development 
Goals?“

Den dritten Teil der Veranstaltung bestritten Kerstin Wort-
mann aus dem UN-Referat des Bundesumweltministeri-
ums, Georg Stoll aus der Abteilung Entwicklungspolitik bei 
MISEREOR und die Publizistin Christa Wichterich von Wo-
men in Development Europe (WIDE).
In ihrem Impulsstatement konstatierte Kerstin Wortmann, 
dass die Erwartungen, die an das innovative Entwick-
lungskonzept der Rio-Konferenz von 1992 geknüpft wor-
den waren, bisher nicht erfüllt werden konnten. Daraus er-
gebe sich als Ziel für die Rio-Konferenz 2012, den Prozess 
wiederzubeleben und die Transformation hin zu nachhalti-
gen Entwicklungskonzepten zu beschleunigen. Allerdings 
gebe es von Seiten der Zivilgesellschaft und einiger Ent-
wicklungsländer auch Vorbehalte gegenüber der thema-
tischen Zuspitzung auf das Konzept der Green Economy. 
Hier spielten u.a. die Furcht vor neuen Konditionalitäten 
und „grünem“ Protektionismus eine Rolle. Deshalb halte 
die Bundesregierung ihren Vorschlag einer Green Economy 
Roadmap für vielversprechend. Dieser enthalte Hilfe und 
Beratung für interessierte Regierungen, wobei die Ausge-
staltung der Roadmap Sache der umsetzenden Staaten 
bleibe.
Georg Stoll kontrastierte die Position der Bundesregie-
rung mit Forderungen an einen möglichen neuen Ziel-
katalog ähnlich der MDGs, der auch zu den Ergebnissen 
der Rio+20-Konferenz zählen könnte. Dabei stellte er 
grundsätzliche Forderungen in den Vordergrund, wie die 
Einbeziehung von Verteilungsaspekten, die Anerkennung 
kultureller Pluralität und die Konfrontation der Entwick-
lungsziele mit den planetaren Grenzen (planetary bounda-
ries ). Die Zeit, eine grundlegende Änderung des gängigen 
Wirtschaftssystems herbeizuführen werde immer knapper 
– es fehle aber eine Strategie für diesen Wandel. Der Green 
Economy -Ansatz sei hier zwar interessant, biete aber in 

seiner bisherigen Beschränktheit auf Ressourceneffizienz 
noch keine umfassenden Lösungsansätze. (s. Anhang 4).
Christa Wichterich ergänzte, neue Indikatoren oder Ziele 
sollten sich v.a. den Ursachen und nicht nur den Auswir-
kungen von Fehlentwicklungen widmen. Die derzeitigen 
Krisen zeigten das Scheitern des neoliberalen Wirtschafts-
modells und in der Folge der Wachstumsgläubigkeit. In-
sofern sei auch schon die Rio-Konferenz von 1992 einem 
falschen Pfad gefolgt, weil hier noch versucht worden war, 
BIP-Wachstum und Nachhaltigkeit zu verknüpfen. Dem 
Green Economy -Konzept von UNEP fehle ein konsisten-
ter Menschenrechtsansatz. Gender bleibe völlig unterbe-
lichtet, Machtverhältnisse würden nicht beleuchtet, ein 
kohärentes Konzept von Gerechtigkeit und sozialer Nach-
haltigkeit kommt nicht vor. Gerade aus einer feministi-
schen Perspektive gehe es um drei Kernforderungen: Der 
Stärkung von Versorgung und Vorsorge gegenüber dem 
Wachstumsdogma; die Sicherung von Ernährung durch die 
Betonung von Ernährungssouveränität und Geschlechter-
demokratie sowie die Erhaltung bzw. Zurückgewinnung 
von Gemeinschaftsgütern, öffentlicher Daseinsvorsorge 
und sozialer Infrastruktur (s. Anhang 3).
Die anschließendeDiskussion konzentrierte sich u.a. auf 
die Frage, ob die „Einpreisung“ natürlicher Ressourcen 
sinnvoll bewerkstelligt werden könne. Dabei verwiesen 
einige Teilnehmer/innen auf die Tatsache, dass durch die-
se Kommodifizierung der Natur neue Probleme geschaf-
fen werden könnten, z.B. die verstärkte (Über-) Nutzung 
natürlicher Ressourcen. Von anderen wurde die Notwen-
digkeit für eine derartige „Monetarisierung der Natur“ 
hervorgehoben, weil nur so die durch das derzeitige Wirt-
schaftssystem verursachten externen Kosten mit in die Bi-
lanzen einbezogen werden könnten.
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Michael Windfuhr, Stellvertretender Direktor des Deut-
schen Instituts für Menschenrechte, stellte in seinem Vor-
trag verschiedene Ansätze zur Messung der Verwirklichung 
der Menschenrechte vor. Dabei betonte er, dass sich Maße 
und Indizes im Entwicklungs- und Menschenrechtsbereich 
deutlich unterschieden. Während im Entwicklungsbereich 
das Augenmerk eher auf Ergebnissen gelegt würde, ginge 
es im Menschenrechtsbereich eher um Verfahren. Notwen-
dig sei aber die Betrachtung sowohl von Abläufen und Ver-
fahren als auch ihrer jeweiligen Wirksamkeit.
Darüber hinaus, so Windfuhr, spiele die Frage der Rechen-
schaftspflicht eine zentrale Rolle. So seien nur solche Sys-
teme erfolgreich, die über Mechanismen verfügten, die je-
weils für die Prozesse und die Ergebnisse Zuständigen zur 
Verantwortung zu ziehen. Anderenfalls bleibe es oft bei 
Lippenbekenntnissen.
Unter den verschiedenen Ansätzen zur Messung der Ver-
wirklichung von Menschenrechten, die v.a. in den letzten 
zehn Jahren entwickelt worden sind, erwähnte Windfuhr 
die Arbeiten von UNDP zur Erweiterung des Human Deve-
lopment Konzeptes und die Economic and Social Rights-
Empowerment Initiative, einem Projekt von Sakiko Fuku-
da-Parr, Terra Lawson-Remer und Susan Randolph.
Als wichtige Anforderung an die zukünftige Messung der 
Verwirklichung der Menschenrechte/von Entwicklung 

Teil IV: Maße für die Verwirklichung der Menschenrechte

nannte Windfuhr die Einbeziehung von extraterritorialen 
Staatenpflichten bzw. von wechselseitigen globalen Ver-
antwortlichkeiten (siehe auch Anhang 5). Diese seien – 
auch auf Grund der hohen Komplexität – bisher vernach-
lässigt worden, wie z.B. das schwache Ziel 8 der MDGs 
zeige. Doch habe auch hier die Arbeit begonnen.
Die Diskussion betonte v.a. mögliche Spannungsfelder 
zwischen Menschenrechten und der Verwirklichung von 
Entwicklungszielen. Darüber hinaus wurden Neuentwick-
lungen angesprochen, z.B. die Anerkennung des Rechts 
auf Wasser durch die UN-Generalversammlung sowie For-
derungen nach Rechten für die Natur. Michael Windfuhr 
vertrat hier die Position, neue Rechte seien nur dort sinn-
voll, wo sie noch nicht aus den bestehenden Instrumenten 
ableitbar seien, bzw. wo sie einer verstärkten Betonung 
bedürften. Anderenfalls könne es zu einer strukturellen 
Schwächung und Zersplitterung des Menschenrechtsinst-
rumentariums kommen.

Teil V: Panel Auf dem Weg zur Post-2015-Agenda: Konsequenzen der Debatte über alternative 
Wachstums- und Wohlstandsmodelle für die Entwicklungspolitik

Das abschließende Panel mit Jutta Kranz-Plote vom 
BMZ, Danuta Sacher, der Geschäftsführerin von terre des 
hommes Deutschland und Michael Müller, dem ehem. Par-
lamentarischen Staatssekretär im BMU und Mitglied der 
Enquête-Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqua-
lität“ diskutierte über Konsequenzen der Debatte über al-
ternative Wachstums- und Wohlstandsmodelle für die Ent-
wicklungspolitik.
In ihrem Impulsstatement stellte Jutta Kranz-Plote das 
neue entwicklungspolitische Konzept des BMZ vor, das 
sich verstärkt mit der Bekämpfung von Armutsursachen 
befasse. Das Ministerium lade dazu ein, sich an der offe-

nen Diskussion über dieses Konzept zu beteiligen. Davon 
hänge auch die Strategie des Ministeriums hinsichtlich der 
Post-MDG Debatte ab. In dieser habe die Bundesregierung 
noch keine abschließende Stellung bezogen. Allerdings sei 
die Einbeziehung weiterer Bereiche (z.B. Nachhaltigkeit 
und globale öffentliche Güter) in den Zielkatalog abzuse-
hen.
Danuta Sacher setzte dem entgegen, es bestehe bei aller 
inhaltlichen Diskussion um neue Paradigmen eindeutiger 
Handlungsdruck. Dieser werde durch die sich wechselsei-
tig verstärkenden Krisenphänomene (Umwelt, Finanzen, 
Ernährung) erhöht. Zur Überwindung der Krisen müssten 
bislang getrennt gedachte Bereiche wie Menschenrech-
te und Umwelt zukünftig stärker gemeinsam in den Blick 
genommen werden. Dies gelte auch für die größere Rolle 
neuer global agierender Akteure (China etc.). Daraus er-
gäben sich wichtige Ansprüche an jede Diskussion, seien 
sie im Rahmen von Rio+20 oder der Post-MDG-Debatte 
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geführt: Der Entwicklungsdiskurs müsse dringend auf den 
Menschenrechten als normativer Grundlage basiert wer-
den; die Begrenztheit des Planeten (die sog. planetary 
boundaries) müsse anerkannt werden – das 2°C-Limit sei 
nur ein unzureichender Ausdruck dessen; die Rechte zu-
künftiger Generationen müssten endlich mit in Betracht 
gezogen werden. Diese Forderungen sieht Sacher mit dem 
neuen Konzept der Bundesregierung nicht verwirklicht. 
Wichtige Problembereiche würden darin nicht angespro-
chen, wie z.B. die fortschreitende Verstädterung, die Fra-
ge der Landrechte sowie eines CO2-armen Lebensstils im 
Norden.
Michael Müller fasste die Probleme noch wesentlich 
grundsätzlicher. Nach seinen Worten hätten sich die Ver-
sprechen der europäischen Moderne nicht erfüllt. Die po-
sitiven Ideen der Aufklärung seien nicht umfassend um-
gesetzt und würden zunehmend durch ihre negativen 
Seiten pervertiert: die systematische Ausgrenzung der 
Natur; den Glauben an die Grenzenlosigkeit der Möglich-
keiten; die Überordnung der Wirtschaft über die Belan-
ge der Gesellschaft. Müller betonte demgegenüber die 
grundsätzliche Auseinandersetzung mit dem notwendigen 
Gleichgewicht von Ökologie und Gerechtigkeit. Dafür sei 
allerdings eine breite öffentlicher Debatte nötig – auch 

um solchen Kräften und Akteuren entgegenzuwirken, 
die an der Erhaltung des status quo interessiert seien.
Als Beispiel für einen Beitrag zu einer solchen gesell-
schaftlichen Debatte stellte Jens Martens, Geschäftsfüh-
rer des Global Policy Forums Europe, abschließend die 
Diskussionen innerhalb der Civil Society Reflection Group 
on Global Development Perspectives vor. Dort spielten 
die menschenrechtliche Basierung und die Bekräftigung 
weltweit gültiger normativer Prinzipien eine zentrale Rol-
le. Sie müssen die Grundlage für die Formulierung glo-
bal gültiger Entwicklungsziele sein. Gleichzeitig müssten 
die Ziele im Rahmen der planetary boundaries definiert 
und die Pflichten der Regierungen zu ihrer Umsetzung 
am Prinzip der gemeinsamen aber differenzierten Ver-
antwortlichkeiten ausgerichtet werden (mehr dazu unter 
www.reflectiongroup.org).
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Anhang

1	 Hans Diefenbacher/Benjamin Held/Dorothee Rodenhäuser/Roland Zieschank: Der 
Nationale Wohlfahrtsindex – neue Werte für 2008/2009

Im November 2011 haben die Urheber des „Nationalen 
Wohlfahrtsindex“ (NWI), eine Alternativrechnung zum 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) beziehungsweise zum Brut-
tonationaleinkommen (BNE), Ergebnisse des NWI für die 
Jahre 2008 und 2009 vorlegen können. Die Ergebnisse 
sind bemerkenswert – siehe Schaubild.
Der NWI wird 2008 und 2009 durch die Finanz- und Wirt-
schaftskrise erheblich weniger beeinflusst als BNE und BIP. 
Gerade von 2008 bis 2009 ist ein erheblicher Rückgang 
beim BNE zu verzeichnen, während der Wohlfahrtsindex 
in diesem Zeitraum dagegen sogar leicht zunimmt. Die 
Ergebnisse des NWI für Deutschland 
für 2008 und 2009 zeigen zum einen, 
dass die Wirtschaftskrise in diesen Jah-
ren den Konsumbereich weit weniger 
betroffen hat als den Bereich der Pro-
duktion. Die gegenläufige Entwicklung 
zum BNE lässt sich aber zu einem gu-
ten Teil auch darauf zurückführen, dass 
die im NWI berücksichtigten negativen 
externen Effekte der Produktion – der 
Verbrauch von Ressourcen und die Be-
lastung der Umwelt mit Schadstoffen 
– durch den Rückgang der Wirtschafts-
aktivitäten ebenfalls deutlich zurück-
gegangen sind.
Der Nationale Wohlfahrtsindex (NWI) 
wurde im Rahmen eines vom Umwelt-
bundesamt und Bundesumweltministerium geförderten 
Projekts von Hans Diefenbacher und Roland Zieschank 
2009 entwickelt und in einer ersten Version für die Jahre 
1990 bis 2007 berechnet.
Anlass war die unbesehene Übernahme des Indikators 
„Bruttoinlandsprodukt“ in die Nachhaltigkeitsstrategie 
der Bundesregierung, denn das BIP weist in diesem Kon-
text einige Schwächen auf. Zum einen werden viele Um-
weltschäden gänzlich ausgeblendet. Zum anderen wer-
den Maßnahmen gegen Umweltbelastungen als positiv 
verbucht, obwohl es kompensatorische Kosten sind, die 
noch keine Steigerung der gesellschaftlichen Wohlfahrt 
bewirken, wie Altlastensanierung und Ausgleichsmaß-
nahmen für Naturverbrauch. Ähnliches gilt im sozialen 
Bereich, etwa die Ausgaben für Drogen, Alkohol und Ta-
bak, welche Folgekosten in Höhe von rund 56 Milliarden 
Euro jährlich nach sich ziehen. Außerdem fließen in das 

BIP auch Konsumausgaben und Investitionen ein, die nur 
über Staatsschulden möglich werden, jedoch gleichzeitig 
die finanzielle Handlungsfähigkeit der Länder nachhaltig 
untergraben. Schließlich werden Arbeitsbereiche in das 
BIP nicht einbezogen, welche die Wohlfahrt steigern, vor 
allem ehrenamtliche Arbeit und auch Hausarbeit.
Hier liegt mit den Werten für 2008 und 2009 nun die ers-
te Fortschreibung einer alternativen Wohlfahrtsrechnung 
vor. Gegenüber der ersten Version mussten auch einige 
zurückliegende Werte bestimmter Komponenten korrigiert 
werden. Denn statistische Daten wie die Einkommensver-

teilung, auf denen der NWI beruht, wurden durch die Sta-
tistik zum Teil rückwirkend korrigiert.
Der NWI stellt eine monetäre Kenngröße dar, dass heißt, 
alle einbezogenen Komponenten liegen bewertet in Euro 
als jährliche Größe vor. Insgesamt umfasst der NWI in 
seiner Grundvariante 19 Komponenten. Die Berechnung 
geht von der Basisgröße „Privater Verbrauch“ aus. Dieser 
Ausgangspunkt beruht auf der Annahme, dass der Private 
Verbrauch – der Konsum von Gütern und Dienstleistungen 
durch die Haushalte – einen positiven Nutzen stiftet und 
damit zur Wohlfahrt der Menschen beiträgt. Da ein zusätz-
liches Einkommen für einen armen Haushalt eine höhere 
zusätzliche Wohlfahrt stiftet als für einen reichen Haushalt, 
wird der Private Verbrauch mit der Einkommensverteilung 
gewichtet. Je ungleicher verteilt das Einkommen einer Ge-
sellschaft ist, desto niedriger ist – unter sonst gleichen Be-
dingungen – der NWI. Außerdem wird die nicht über den 
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Markt bezahlte Wertschöpfung durch Hausarbeit und Eh-
renamt einbezogen, was im BIP/BNE nicht geschieht.
Sechs Komponenten bilden zusätzliche soziale Faktoren 
ab, wobei einerseits Wohlfahrt stiftende Ausgaben des 
Staates für Gesundheit und Bildung addiert, andererseits 
Kosten etwa von Kriminalität oder Verkehrsunfällen abge-
zogen werden. Ökologische Faktoren werden durch neun 
Komponenten: Ausgaben zur Kompensation von Umwelt-
schäden, Schadenkosten aufgrund unterschiedlicher Um-
weltbelastungen und Ersatzkosten für den Verbrauch nicht 
erneuerbarer Ressourcen. Eine zusätzlich ausgewiesene 
Variante des NWI, die aber noch nicht mit empirischen Da-
ten unterlegt werden konnte, bezieht darüber hinaus als 
negative Position die Nettoneuverschuldung öffentlicher 
Haushalte ein und positiv die öffentlichen Ausgaben zum 
ökologischen Umbau der Wirtschaft.
Die zentrale Erkenntnis des Vergleichs von BNE und NWI 
ergibt sich aus dem Verlauf der Kurven, an dem sich able-
sen lässt, ob das BNE die Richtung von Wohlfahrtsände-
rungen korrekt anzeigt. Unterschiedliche Entwicklungen 
der beiden Indizes weisen darauf hin, dass dies möglicher-
weise nicht der Fall ist: Während das BNE über die gesam-
te Periode bis 2008 recht stetig ansteigt, erreicht der mo-
difizierte NWI um das Jahr 2000 seinen Höhepunkt und 
nimmt in den letzten Jahren in der Tendenz wieder ab. Ver-
antwortlich für das Sinken des NWI sind insbesondere die 
zunehmende Ungleichheit der Einkommensverteilung und 
die negativen externen Effekte im Umweltbereich, deren 
quantitativ größter Posten die Ersatzkosten für den Ver-
brauch nicht erneuerbarer Ressourcen darstellen. Positiv 
eingehende Faktoren, insbesondere der Wert der Hausar-
beit und ehrenamtlicher Tätigkeiten, die ebenfalls zuneh-
men, können dies nicht ausgleichen.
Dass eine Steigerung der Wohlfahrt – wie der NWI sie defi-
niert – ohne ein Wachstum des BIP/BNE möglich sein kann, 
zeigte bereits der Verlauf des NWI bis 2007. Doch vor al-
lem die Entwicklungen der vergangenen beiden Jahre be-
stätigen dies eindringlich: Der NWI kann sogar in Jahren 
steigen, in denen das BNE sinkt. Natürlich ist es in jedem 
Fall notwendig, den Einfluss der einzelnen Komponenten 
des NWI genau zu analysieren und zu erläutern, welche 
vor allem für diese Entwicklungen maßgeblich sind. Da-
mit bestätigt sich die anfängliche Arbeitshypothese, dass 
die Berechnung eines komplexen monetären Wohlfahrts-
maßes unter Nutzung von Daten der Volkswirtschaftlichen 

Gesamtrechnungen (VGR) einen tatsächlichen Mehrwert 
bietet, den eine vorwiegende Produktionsrechnung wie 
das BIP nicht leisten kann – und im Übrigen auch nicht 
sollte.
Die Entwicklung der Jahre 2008 und 2009 macht deshalb 
besonders deutlich, dass eine Gegenüberstellung von BIP 
und NWI die Funktion erfüllen kann, derentwegen der 
NWI entwickelt wurde: Die Zahlen zeigen, dass ein ande-
res Verständnis von Wohlfahrt möglich ist, und dass der 
NWI als Beobachtungs- und Analyseinstrument für eine 
Politik dienen kann, die sich am Leitbild der ökologischen 
Tragfähigkeit und der sozialen Gerechtigkeit orientiert.
Es ist beabsichtigt, den NWI in den nächsten Jahren wei-
ter fortzuschreiben und auch die Berechnung der Kompo-
nenten durch neue Daten und erweiterte Rechenverfah-
ren zu verbessern. Die Werte des NWI für 2010 können 
voraussichtlich im Frühjahr 2012 vorgelegt werden. Dann 
soll auch die aktualisierte Berechnungsmethode im Detail 
veröffentlicht werden.
Der NWI zeigt, dass eine andere Betrachtung der gesell-
schaftlichen Entwicklung möglich ist, und er entspricht da-
mit dem Anliegen der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. 
Er unterstützt die Diskussion um Wachstum und Wohlfahrt 
durch empirische Ergebnisse, über welchen materiellen 
Wohlstand wir in Deutschland wirklich verfügen und wel-
che Art von Wohlfahrt und gesellschaftlichem Fortschritt 
angestrebt werden könnte. Denn immer deutlicher wird, 
dass nicht alle vom BIP erfassten Aktivitäten zur Steige-
rung von Umsatz im Ergebnis auch zu einer Sicherung und 
Erweiterung des wirtschaftlichen, sozialen und ökologi-
schen Kapitals beitragen.
Eine Politik, die sich nach wie vor primär am BIP orientiert, 
könnte damit nicht nur einer Illusion von Wohlstand erlie-
gen. Sie könnte auch die falschen Signale setzen: In den 
kommenden Jahren zeigt sich, ob mit neuer Dynamik le-
diglich die alten Wege gewählt werden und die anstehen-
den ökologischen oder sozialen Probleme in Deutschland 
hauptsächlich über Wirtschaftswachstum gelöst werden 
sollen – oder ob man statt einer Orientierung am Umsatz 
die Frage stellt, wie gesellschaftliche Wohlfahrt wirklich zu 
erreichen ist.

Prof. Dr. Hans Diefenbacher, Dipl.Volksw. Benjamin Held, Dorothee Rodenhäuser M.A., alle Forschungsstätte der Evan-
gelischen Studiengemeinschaft – Institut für interdisziplinäre Forschung (FEST), Heidelberg; Dipl.-Verw.Wiss. Roland 
Zieschank, Forschungszentrum für Umweltpolitik (FFU), Fachbereich Politik- und Sozialwissenschaften, Freie Univer-
sität Berlin. Kontakt: hans.diefenbacher@fest-heidelberg.de / zieschan@zedat.fu-berlin.de  – Die dem Text zugrunde 
liegende Studie wurde gefördert vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Sie ist als 
download verfügbar unter www.fest-heidelberg.de und unter www.fu-berlin.de/ffu
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Development (Rio+20), Rio de Janeiro, 4-6 June 2012: Contribution by the European Union 
and its Member States to the UN Department of Economic and Social Affairs (October 2011).

(…)
d. Proposals for cross-cutting actions 
Measuring progress - models and indicators 
Deliverables 
12. Further develop and strengthen indicators com-
plementing GDP that integrate economic, social and 
environmental dimensions in a balanced manner.

»» Such an approach should include the selection of 
headline indicators reflecting several aspects of sus-
tainable development (e.g. a “dashboard” of indica-
tors). 

»» Indicators for sustainable development which have 
been elaborated since 1992 should be revised and 
validated through a participatory process of peer re-
view and public discussion including different stake-
holders. Specific indicators could be used in conjunc-
tion with goals, if these were to be decided at Rio+20. 
To implement work on indicators, support needs to be 
given to the on-going UN process of establishing en-
vironmental accounts. 

13. Provide global outlook and assessments on en-
ergy, water, food and other resource areas, based 
on a partnership of international and UN organisa-
tions.

»» The aim is to publish a new World Resources Outlook 
[by 2015], akin to the first IPCC report and building 
on other relevant reports. This would consider the 
links between natural resources and climate change, 
and help assess global, national and sub-national 
needs for the green economy in the context of sus-
tainable development and poverty eradication. Such 
a partnership should build on and extend the work of 
the UNEP Resource Panel. 

Rationale 
14. To accelerate and broaden the world-wide transition 
to a green economy that promotes sustainable develop-
ment and contributes to poverty eradication, goals may 
be developed and set at different levels. Such goals would 
require measurable and steerable indicators. For the fur-
ther development of sustainable development indicators, 
existing initiatives should be analyzed and built upon. In-
dicators should be developed in keeping with the commit-
ments made by the international community in Agenda 21 
and the JPoI. 
15. Aiming at a set of indicators is in line with ongoing 
initiatives. The commitment of CBD Parties in Nagoya in 
2010 to incorporate the value of biological diversity into 
national accounting and reporting systems provides an im-
petus and rationale for actions aimed at better integration 
of natural resources and ecosystem services into planning 
and poverty eradication strategies. In addition, extensive 
international work has been conducted in recent years on 
measuring progress and wellbeing, including the delibera-
tions by the OECD, Stiglitz Commission and many others. 
16. Any new metrics need to add empirically sound value 
to the ongoing discussion and should be proportionate, 
reasonable and affordable and take into account existing 
work and data availability. To assure compatibility, differ-
entiated benchmarks should be developed at international 
level according to countries‘ development priorities.
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Der Kontext

Die mehrdimensionale Krise von 2008/9 zeigte nachdrück-
lich, dass die neoliberale Marktglobalisierung und die 
Wachstumsökonomie nicht halten können, was sie ver-
sprechen: die beste Allokation von Ressourcen auf dem 
ganzen Planeten zu schaffen und damit ein Win-Win-
Spiel für alle zu sein. Damit scheiterte aber das wachs-
tumsoptimistische Nachhaltigkeitskonzept der Umwelt-
und-Entwicklungs-Konferenz in Rio de Janeiro, das auf 
die Vereinbarkeit von Wachstum, Ressourcenschutz und 
sozialer Gerechtigkeit setzte. Effizienzgewinne beim Ener-
gieverbrauch und Ressourcendurchsatz wurden durch das 
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (BIP) aufgefressen. 
Es gelang nicht, durch die ökologische Modernisierung 
Wachstum und Wohlstand vom Naturverbrauch abzukop-
peln. Gleichzeitig mit dem BIP-Wachstum vergrößerten 
sich die sozialen Ungleichheiten zwischen Ländern und 
Regionen sowie innerhalb der einzelnen Gesellschaften. 
Als Antwort auf die komplexen systemischen Krisenkons-
tellationen lassen sich gegenläufige Tendenzen beobach-
ten. Neue Wohlfahrtsindices und -modelle zeigen einen 
Trend weg von der Eindimensionalität des BIP-, Geld- und 
Marktmaßes und verweisen darauf, dass Wachstum nur 
begrenzt mit Armutsbeseitigung und auch mit Wohlstand 
korreliert. Das signalisiert eine Öffnung auf der Ebene der 
Definitionen, des Messens und Modellierens von Wohl-
stand und „gutem Leben“. Dabei werden Genderaspekte 
zumindest berührt, wo auf Menschenrechte fokussiert wird 
oder nicht-marktförmige Arbeit wie Sorgearbeit, Hausar-
beit, Subsistenzarbeit und Ehrenamt einbezogen werden. 
Die Frage ist, wie die neuen Messmethoden und Modelle 
für das gesellschaftliche Wohlergehen gesellschaftlich und 
politisch handlungsleitend und in Strategien für eine sozi-
al-ökologische Transformation übersetzt werden können.
Gegenläufig dazu steuern und fördern Realpolitiken wie 
auch die Realökonomie als Antwort auf die multidimen-
sionale Krise wieder einmal das 3-W-Entwicklungsmodell 
– Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Weltmarkt. Kurskor-
rekturen in Bezug auf die grundlegende Funktionslogik 
des Wachstums zeichnen sich nicht ab. Im Gegenteil: BIP-
Wachstum gilt als Antriebskraft für Armutsreduktion und 
Wohlstandsgewinn. Marktinstrumente werden als probate 
Mittel propagiert, um Umweltprobleme und soziale Prob-
leme zu lösen. Beispiele dafür sind der Emissionshandel 
im Klimakontext oder die Mikrokredite für Frauen in der 
Armutsbekämpfung.

Die vielen Gender-Indikatoren, die in den vergangenen 
zwanzig Jahren entwickelt wurden, fokussieren auf Ge-
schlechtergleichheit. Allgemein wird `Geschlechtergleich-
heit´ – so auch im neuen Entwicklungsbericht der Welt-
bank zu Gender – als eigenständiges Entwicklungsziel 
betrachtet. Gleichzeitig aber gilt es als „untapped source 
when it comes to stimulating economic growth“ (OECD). 
In diesem Kontext steht die Integration von Frauen in die 
Märkte, die die Weltbank als „smart economy“ bezeich-
net. Gleichstellung, Integration und Ausschluss werden in 
Nutzen oder Kosten für den Markt bzw. Wachstum berech-
net und das Menschen-/Frauenrechtsparadigma funktio-
nal auf Marktrechte reduziert.
Nach dem Scheitern der Klimaverhandlungen in Kopenha-
gen verkündete Ban Ki-moon zusammen mit dem Umwelt-
programm der Vereinten Nationen (UNEP) einen Global 
Green New Deal, der die Finanz-, Energie- und Klimakrise 
in den Griff bekommen soll. UNEP hat in den Dokumenten 
zu Green Economy und MDGs diesen zu einer Vorlage für 
Rio+20 weiterentwickelt. Gender wird in einigen Sektoren 
erwähnt, aber nicht systematisch mitgedacht.
Aus geschlechterpolitischer Perspektive lauten die Gret-
chenfragen an jeden Gesellschaftsvertrag und jedes neue 
ökonomische und ökologische Modell: Wie hält der Deal 
es mit der Umsetzung von Menschenrechten, globalen 
sozialen Rechten, Entscheidungsrechten für Frauen, Min-
derheiten, Indigene, MigrantInnen, LGBTI*? Welches Kon-
zept von Gerechtigkeit hat er? Welche Antworten hat er 
auf die Machtasymmetrien – zwischen Männern und Frau-
en, zwischen sozialen Klassen, zwischen Nord und Süd? 
Wie bezieht er sich auf die Spaltung zwischen Sorge- und 
Marktökonomie und die geschlechtshierarchischen Ar-
beitsteilung? Welches Naturverhältnis legt er zugrunde?

Strategisches Dilemma

Frauen haben ihre eigene Geschichte, politischer Bezug-
nahme auf und Einmischung in den Themenkomplex von 
Umwelt und Entwicklung. Im Vorfeld der UN-Konferenz 
über Umwelt und Entwicklung (UNCED) 1992 in Rio de 
Janeiro erarbeiteten sie ein eigenes Positionspapier, die 
„Women`s Action Agenda 21“. Es liest sich auch heute in 
seinen Eckpunkten immer noch aktuell: ausgehend von 
einer Kritik am Entwicklungsmodell des „freien Marktes“ 
und am wirtschaftlichen Wachstum plädiert die Frauen-
Agenda 21 für eine neue Ethik des Wirtschaftens und des 

*  Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transsexuelle und Intersexuelle 
[A.d.Red.]

3	 Christa Wichterich: Zwischen MDGs und Green Economy: Eine Gender-Perspektive auf 
Wachstumsdiskurse und Wohlstandsmodelle
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Naturbezugs, für die Wahrung biologischer und kultureller 
Vielfalt, für Demilitarisierung, für Gerechtigkeit zwischen 
Süden und Norden sowie für ein Empowerment von Frau-
en durch demokratische, reproduktive und Ressourcen-
rechte. Der Kernbegriff dieses Manifests ist „sustained 
livelihood“, sichere Lebensgrundlagen. Mit dem Konzept 
der  Überlebenssicherung, das von der Alltagspraxis der 
Versorgung im Lokalen ausgeht, verknüpfen die Frauen 
Ressourcengerechtigkeit, denn sie brauchen Verfügungs-
rechte, Kontrollmacht und Entscheidungsbefugnisse. Auf 
diese Weise sind in dieser Programmatik die beiden Zie-
le der Geschlechtergerechtigkeit und der Transformation 
der gesellschaftlichen Naturverhältnisse und der ausbeu-
terischen Wachstumsökonomie verschränkt. Gefordert 
werden eine Re-Moralisierung von Politik und Ökonomie 
im Rahmen der Umwelt- und Entwicklungskrise und eine 
gleichberechtigte Partizipation am Prozess der Politikbe-
einflussung.
Bei der UN-Konferenz selbst etablierten die Frauennetz-
werke eine neue Kultur zivilgesellschaftlicher Partizipati-
on mit konstruktiven Aushandlungsstrategien gegenüber 
den Regierungen. Auf dem parallelen NGO-Forum waren 
sie die stärkste Gruppe. Erstmalig versuchten sie sich als 
Global Women`s Lobby systematisch mit Lobbying und 
Mainstreaming von Gender in alle entwicklungs- und um-
weltpolitischen Sektoren einzumischen. Der historische Er-
folg dieser Doppelstrategie von zivilgesellschaftlich auto-
nomem und regierungsbezogenem Handeln war, dass die 
Agenda 21, das Abschlussdokument der Konferenz, Frau-
en als wichtige Akteurinnen in Entwicklung und Umwelt 
anerkennt und ihnen eine bedeutende Rolle für Umwelt-
schutz und Armutsbekämpfung zuweist. Die Kernpunkte 
des Frauenmanifests – Strukturkritik an Entwicklung und 
an der ressourcenräuberischen Wachstumsökonomie ei-
nerseits und die Orientierung auf den livelihood -Ansatz 
andererseits – finden sich dagegen nicht in der Agenda 21 
wieder. Im Gegenteil: sie lebt von einem Markt-, Effizienz- 
und Technikoptimismus. 
In diesem Kontext übernahmen nun auch die Frauennetz-
werke die Leitorientierung der Nachhaltigkeit, die für fe-
ministische ganzheitliche Ansätze viele Anknüpfungen 
bietet, weil sie ökologische, soziale und ökonomische Ver-
hältnisse zusammendenkt. Basierend auf einem liberalen 
Gleichheitskonzept forderte die Frauenlobby Partizipation 
und Gestaltungsmacht bei der internationalen Umwelt-
Governance. Gleichwohl warnten auch einige Protago-
nistinnen wie Bella Abzug, die Wortführerin der Global 
Women`s Lobby: „Women don`t want to be mainstreamed 
into a polluted stream.“
1995 war die 3. Weltfrauenkonferenz in Peking ein wich-
tiger Etappenschritt, um einen konsistenten Frauen-/Men-

schenrechtsansatz und das Gender Mainstreaming als Me-
thode durch alle Sektoren hindurch zu verankern.
Die MDGs wurden später aus einer Frauen-/Gender-Pers-
pektive kritisiert, weil sie genau dies nicht umsetzten: sie 
beruhen nicht kohärent auf dem Menschenrechtsparadig-
ma und führen Gender Mainstreaming nicht systematisch 
durch. Sie bieten kein Konzept zur Veränderung strukturel-
ler Ursachen von Armut, Hunger, sozialer wie Geschlech-
terungleichheiten und bestehender Machtverhältnisse. Ihr 
Lösungsansatz fokussiert auf sektorale Investitionen und 
quantitative Verbesserungen.
Wie die MDGs so setzt auch das Green Economy -Konzept 
von UNEP auf politische Handlungsfähigkeit, politischen 
Willen und Investitionen. Es fordert staatliche Regulie-
rung und re-installiert damit das Primat der Politik gegen-
über der Ökonomie. Dies ist jedoch ambivalent, denn es 
geschieht im Geiste von Public Private Partnership, weil 
privates Kapital wichtiger sei als öffentliche Mittel. Ziel 
ist der organisierte Übergang von einer braunen zur grü-
nen Ökonomie durch die „Macht des Marktes“ unterstützt 
durch regulierende Politik.
Auch dem Green Economy -Konzept von UNEP fehlt ein 
konsistenter Menschenrechtsansatz. Gender bleibt völlig 
unterbelichtet, Machtverhältnisse werden nicht beleuch-
tet, ein kohärentes Konzept von Gerechtigkeit und sozialer 
Nachhaltigkeit kommt nicht vor. Gleichwohl wird behaup-
tet, dass die Green Economy eine Voraussetzung sei, um 
die MDGs zu erreichen, Wohlergehen zu verbessern und 
Ungleichheiten zu verringern sowie Umweltrisiken und 
ökologische Knappheiten zu reduzieren. Ihre drei zentra-
len Strategien sind Regulierung, Markt(instrumente) und 
Technologie. Einerseits versteht sie sich als fundamentales 
Neudenken der Ökonomie, andererseits will sie eine neue 
„grüne“ Wachstumsstrategie sein. Ihre Antriebskraft ist 
Wachstum, nicht Umverteilung. Weil sie dem Wachstum 
ebenso verpflichtet bleibt wie dem kapitalistischen Ak-
kumulationsprinzip, kann von einem Paradigmenwechsel 
nicht die Rede sein. Im Kern geht es um eine Verschiebung 
von Investitionen, Jobs und Wachstum in grüne Sektoren, 
d.h. um einen emissionsreduzierten und wärmegedämm-
ten Kapitalismus, nicht um eine andere Ökonomie.
Aus gender- und frauenpolitischer Perspektive gab es zwei 
grundlegend verschiedene Umgangsstrategien in Bezug 
auf UN-Dokumente: 1) Nachbessern, Gender mainstrea-
men oder anhängen, einen liberalen Gleichstellungsan-
satz verfolgen, um sodann das Dokument für Geschlech-
tergleichheit und Frauenrechte zu nutzen. 2) Aus der Kritik, 
dass der Ansatz – wenn nicht falsch, so doch – schief ist, 
folgt, dass keine politischen Energien investiert werden 
sollten, um mitzumischen und nachzubessern, sondern 
z.B. insistiert wird, dass erst einmal alte Zielkataloge – 
wie die Aktionsplattform von Peking – erfüllt werden; dies 
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bedeutet also keinen Rückzug aus den Debatten, sondern 
Partizipation und Einmischung mit eigenen Positionen. 

Pflöcke einschlagen, mit der Wachstumslogik 
brechen

Aufgrund des massiven Krisendrucks macht es im Augen-
blick wenig Sinn, eine neue shoppinglist des Wünschens-
werten aufzumachen, zumal wenn sie zuallererst unter die 
Vorzeichen des Marktes und der Finanzialisierung gesetzt 
wird wie in der Green Economy. Ziele sind reichlich formu-
liert und nicht erfüllt worden, inklusive der Agenda 21 von 
Rio. Wichtiger ist es, Richtungsforderungen für eine sozial-
ökologische Transformation zu identifizieren, neue Hand-
lungsmöglichkeiten zu eröffnen und Übergangsstrategien 
zu entwickeln, die – wie die neuen Wohlstandsindices – 
mit der Funktionslogik von Wachstum und Renditemaxi-
mierung brechen. Vorwärts zu kommen in der Richtungs-
bestimmung erfordert demokratische Diskurse darüber, 
welchen Wachstum und welchen Wohlstand wir wollen, 
was wir akkumulieren wollen und was schrumpfen muss.
Alternative Wohlstandskonzepte sind nicht automatisch 
geschlechtergerecht. Es kann jedoch kein „gutes Leben“ 
ohne Freiheit von Gewalt gegen Frauen, Würde und An-
erkennung geben – eine Diskussion, die gerade Frauen in 
Bolivien führen, die sich nicht für das „buen vivir“-Kon-
zept instrumentalisieren lassen wollen, während sie se-
xueller Gewalt ausgesetzt sind. Geschlechtergleichheit, 
Geschlechterdemokratie als Überwindung patriarchaler 
Herrschaftsstrukturen und Anerkennung von Differenz 
statt Hierarchisierung müssen Indikatoren für Wohlstand 
sein.
Außerdem werden aus einer Gender-Perspektive derzeit 
auf internationaler Ebene folgende Prinzipien und Ansatz-
punkte für alternative Wohlstandserzeugung zentral dis-
kutiert:
1)	 Versorgung, Vorsorge, existentielle Sicherheit 
müssen Vorrang haben vor dem Wachstumsdogma und 
der Markteffizienz. Das schließt ein:
»» eine Neudefinition von Arbeit und Wertschöpfung 

jenseits von Markt, Geldmaß und Effizienz;
»» Umbewertung von Arbeit, Anerkennung und Aufwer-

tung von Sorgearbeit und Arbeit zur gesellschaftli-
chen Reproduktion und Regeneration der Natur;

»» Umverteilung von Arbeit, die die Geschlechterstereo-
typen aufbricht;

»» öffentliche Infrastruktur zur Daseinsvorsorge und so-
zialen Reproduktion;

»» Grundsicherung durch Beschäftigungsprogramme 
wie NREGA in Indien, cash transfers wie in Nami-
bia, Bolsa Familia in Brasilien oder bedingungsloses 

Grundeinkommen im Westen;
»» Vorsorge als Schutz vor Lebensrisiken von präventiver 

Medizin bis zum precautionary principle beim Handel 
mit genmanipulierten Organismen;

2)	 Ernährungssicherung durch Ernährungssouverä-
nität und Geschlechterdemokratie ist eine Kernforderung 
für die kleinbäuerliche Landwirtschaft, die die Ernährung 
der meisten Menschen im globalen Süden sichert und 
überwiegend in den Händen von Frauen liegt. Dies ist ein 
auf livelihood -Rechten basierendes Gegenkonzept zur 
Übereignung der kleinbäuerlichen Landwirtschaft an die 
Mechanismen des Weltmarkts und an industrielle Effizi-
enz, zur Investitionsliberalisierung und Finanzialisierung 
von Natur. Auch im Norden greift dieses Prinzip Fuß mit 
städtischer Landwirtschaft und community gardening z.B. 
im Rahmen der transition-town-Bewegung und einer post-
fossilen lokalen Wirtschaft. Bausteine sind:
»» dezentrale Wasser- und Energieversorgung, Wasser- 

und Energiesouveränität;
»» Zugang zu Ressourcen- und Landrechten;
»» Biodiversität und lokales Wissen als Produktivkräfte 

vor Konzern-Piraterie, Privatisierung und Patentie-
rung schützen;

»» Land grabbing zum Zweck imperialer Ernährungssi-
cherung und des Anbaus von Agrartreibstoffen ver-
hindern;

»» Keine Spekulation auf Ernten und Preise von Nah-
rungsmitteln durch Regulierung der Finanzmärkte.

3)	 Gegen den aktuellen Trend von Sparpolitiken 
und öffentlicher Verarmung vor dem Hintergrund der pri-
vaten Aneignung gesellschaftlichen Reichtums gilt es, 
die öffentliche Daseinsvorsorge und soziale Infrastruktur, 
Gemeinschaftsgüter und Gemeineigentum zu erhalten 
oder rückzugewinnen, zu stärken und auszudehnen. Die 
Schwächsten in der Gesellschaft, die keine Rückfallposi-
tionen haben, sind am stärksten auf sicheren Zugang zu 
öffentlicher Versorgung und zu Gemeinschaftsgütern an-
gewiesen, um ihre sozialen Rechte zu verwirklichen.  
»» Neudefinition von Gemeingütern, z.B. Versorgungs- 

und soziale Sicherheit, Bildung, Gesundheit, Mobili-
tät wie auch eine intakte Umwelt;

»» Stärkung von Gemeinwohlorientierung und Solidar-
pakten;

»» Das Teilen von Ressourcen und Gemeinschaftsgütern 
nutzt mehr Menschen, wenn der Zugang, die Pflege 
und die Verfügung demokratisch geregelt und sozial 
ausgleichend verwaltet werden;

»» Gemeingüter müssen vor Privatisierung und Finanzi-
alisierung geschützt werden, weil sonst private Kapi-
taleigner und die Spielregeln des Marktes über das 
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Öffentliche und die Umsetzung von Menschenrech-
ten, vor allem globalen sozialen Rechten entscheiden.

Bei den Übergängen zu alternativen Wirtschafts- und Na-
turverhältnissen muss ein Wertewandel notwendig mit 
einem Strukturwandel einhergehen und beides, Subjek-
tivitäten und Strukturen, einbezogen werden. Denn der 
wachstumsbesessene Kapitalismus ist nicht nur ein Pro-
duktions-, Klassen- und Naturverhältnis, sondern auch ein 
Wertesystem im Alltag und ein Bewusstseinsverhältnis. 
Beides ist nicht zu trennen.
Es gibt nicht den einen Königinnenweg heraus aus der 
Systemrationalität oder das eine alternative Wohlstands-
modell; es gibt weder Universalrezepte, die überall gleich 
greifen, noch die eine Maßnahme, z.B. Grundeinkommen, 
die alles aushebelt. Aufgrund der wachsenden Komplexi-
tät muss jede Ein-Punkt-Maßnahme zwangsläufig zu kurz 

greifen. So verstärkt z.B. die Internalisierung von ökologi-
schen Kosten in die Preisbildung ohne gleichzeitige soziale 
Umverteilungsmechanismen die Ungleichheitsstrukturen 
der Gesellschaften und ungleichen Zugänge zu Ressour-
cen.
Die Transformationsstrategien müssen an die Forderun-
gen neuer sozialer Bewegungen nach realer und direkter 
Demokratie anknüpfen, Übergangsstrategien ebenso wie 
Ressourcennutzung oder Naturschonung neu aushandeln, 
und Wirtschaft demokratisch und solidarisch organisieren. 
Ökologische und soziale Steuern, die umverteilen und re-
gulieren, sind ebenso wie Bürgerhaushalte mit Gender-
Budgets Schritte in die Richtung, Gegenmacht gegen das 
Wachstumsdiktat aufzubauen, wie auch gutes Leben und 
Zufriedenheit.

Dr. Christa Wichterich ist Soziologin und arbeitet als freie Publizistin, Lehrbeauftragte an Universitäten und Gutachterin 
in der Entwicklungszusammenarbeit. Sie ist Mitglied im wissenschaftlichen Beirat von attac und bei Women in Deve-
lopment Europe (WIDE).
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4	 Georg Stoll: Mehr als nur mehr Güter – Menschliche Entwicklung ist auch ohne hohes 
Wirtschaftswachstum möglich

Entwicklungspolitik ist kein Sonderbereich der Außenpo-
litik gegenüber einer Gruppe von Ländern mit besonders 
niedrigem Pro-Kopf-Einkommen sondern globale Struk-
turpolitik, die alle Ressorts umfasst. Mindestens drei 
globale Trends haben diesen richtigen, wenngleich weit-
gehend uneingelösten Ansatz in den vergangenen zehn 
Jahren zugleich bestätigt und vor neue Herausforderun-
gen gestellt. Erstens legen die Erfahrungen mit den Mill-
enniums-Entwicklungszielen nahe, dass der Kampf gegen 
die globale Armut bei allen Teilerfolgen nicht allein mit 
einem quantitativen Fokus auf einzelne Sektoren in Ent-
wicklungsländern zu gewinnen ist. Spätestens die Rück-
schläge infolge der systemischen Finanzkrise haben das 
deutlich gemacht. Zweitens verwischt der ökonomische 
und politische Aufstieg von „Schwellenländern“ die alten 
Grenzziehungen zwischen Entwicklungs- und Industrielän-
dern. Und drittens ist mit dem Klimawandel das Problem 
globaler ökologischer Bedrohungen mit neuer Dringlich-
keit in die öffentliche Wahrnehmung gerückt. Die zentrale 
Herausforderung dieser drei Trends lässt sich als Dilemma 
formulieren: Entwicklung und Armutsbekämpfung (durch 
Wirtschaftswachstum) versus globale Umweltzerstörung 
(durch Wirtschaftswachstum). Wie kann man diesem Di-
lemma entkommen?
„Das Rätsel von Wirtschaftswachstum und menschlicher 
Entwicklung“ lautet die Überschrift eines Kapitels in der 
letzten Ausgabe des Human Development Report (2010), 
den das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 
nunmehr seit 20 Jahren vorlegt. Das Rätsel besteht dar-
in, dass auf einer Datenbasis von 135 Ländern über 40 
Jahre hinweg statistisch kein Zusammenhang zwischen 
Wirtschaftswachstum (gemessen als BIP-Anstieg) und 
zentralen Entwicklungsindikatoren wie Lebenserwartung 
oder Bildung erkennbar ist – während andererseits eine 
klare Beziehung zwischen der Höhe des Pro-Kopf-Einkom-
mens und der Qualität dieser Indikatoren besteht. Ein ho-
hes Pro-Kopf-Einkommen in einem Land geht also in der 
Regel einher mit höherer Lebenserwartung und besserer 
Bildung. Aber eine Steigerung des Pro-Kopf-Einkommens 
führt nicht automatisch zu einer Verbesserung von Lebens-
erwartung und Bildung. Die Autorengruppe des Weltent-
wicklungsbericht erklärt sich das so: Während die hohen 
Standards der inzwischen reichen Nationen in der Vergan-
genheit nur mit enormem finanziellen Aufwand erreichbar 
waren, sind heute große Fortschritte für arme Länder auch 
ohne starkes Wirtschaftswachstum möglich. Ein wichtiger 
Grund dafür ist, dass diese Länder auf Technologien und 
Kenntnisse zurückgreifen können, die bei geringem Auf-
wand hohe Wirkungen erzielen (z.B. im Bereich der Hygie-

ne oder bei der Behandlung von Durchfallerkrankungen). 
Umgekehrt sind in den reicheren Ländern weitere Steige-
rungen nur noch mit ungleich höherem Mitteleinsatz zu 
erzielen.
Wenn diese Beobachtung und ihre Deutung stimmen, ent-
halten sie gleich zwei gute Botschaften: Auch wenn arme 
Länder einen hohen Nachholbedarf an wirtschaftlicher 
Entwicklung haben, müssen sie nicht den Weg dauerhaft 
hohen Wirtschaftswachstums der früh-industrialisierten 
Länder kopieren, um den Menschen ein Leben jenseits von 
Armut zu ermöglichen. Und reiche Länder könnten sich 
auf ihrem hohen Lebensstandard angstfrei mit Szenarien 
von rückläufigem Wirtschaftswachstum oder gar Schrump-
fung auseinandersetzen, wenn die Gleichung Wirtschafts-
wachstum = menschliche Entwicklung so nicht stimmt. 
Das sollte umso leichter fallen, als diese Gleichung auch 
durch andere Beobachtungen zunehmend in Frage gestellt 
wird. So haben Forschungen ergeben, dass Zufriedenheit 
und Lebensqualität nur bis zu einer bestimmten Schwelle 
mit steigendem Pro-Kopf-Einkommen einhergehen. Darü-
ber hinaus wird dieser Zusammenhang von einem ande-
ren abgelöst: Zufriedenheit und Lebensqualität sinken mit 
zunehmend ungleicher Einkommens- und Vermögensver-
teilung – die wiederum eine häufige Begleiterin von Wirt-
schaftswachstum ist. In Deutschland beispielsweise ist 
diese Schwelle seit den siebziger Jahren überschritten: Un-
sere Ausstattung mit materiellen, in Geld messbaren Wa-
ren und Dienstleistungen hat weiter zugenommen, unsere 
Zufriedenheit aber nicht. 
Lässt sich das Dilemma von Entwicklung und Umwelt-
zerstörung also dadurch auflösen, dass der Zusammen-
hang zwischen Entwicklung und Wirtschaftswachstum 
einerseits und zwischen Wirtschaftswachstum und Um-
weltzerstörung andererseits aufgehoben oder zumindest 
ausreichend reduziert wird? „Entkoppelung“ ist hier das 
Zauberwort. In Hinblick auf den Zusammenhang zwischen 
Wachstum und Umwelt hieße das, der Ressourcenver-
schwendung und Umweltbelastung dadurch zu begegnen, 
dass die Effizienz bei der Nutzung natürlicher Ressourcen 
dramatisch gesteigert wird und gleichzeitig nicht-erneu-
erbare weitgehend durch regenerative Ressourcen er-
setzt werden. Der Gedanke ist insofern verführerisch, als 
er nahe legt, dass wir eigentlich auf unserem gewohnten 
Weg weitergehen können. Die Probleme werden mit Hilfe 
von Technologie gelöst, die entsprechend entwickelt und 
verkauft wird. Es wäre eine der in der Politik so beliebten 
„win-win“-Situationen: Industrieländer wie Deutschland 
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verkaufen „grüne“ Technologie, die allen dabei hilft, sau-
ber zu wachsen.
In der Praxis zeigen sich allerdings Probleme. Die Auswei-
tung der Produktion erneuerbarer Ressourcen ist nicht 
harmlos, wie etwa die Flächenkonkurrenz beim Anbau von 
Energiepflanzen und Nahrungsmitteln zeigt. Und Effizienz-
steigerungen führen nicht automatisch zu der dringend er-
forderlichen absoluten Reduzierung von Schadstoffen wie 
CO2, sondern werden in erster Linie zur weiteren Steige-
rung des Konsums genutzt. „Mehr km. Dank weniger kg.“ 
Mit diesem Slogan bewirbt ein deutscher Automobilbauer 
derzeit die Verwendung des leichten Werkstoffs Karbon 
beim Bau seiner Fahrzeuge. Mit einer Tankfüllung weiter 
fahren zu können, ist das Ziel – und nicht, für dieselbe 
Strecke weniger CO2 auszustoßen. Deshalb pochen inzwi-
schen zahlreiche Kritiker neben Effizienz und erneuerbaren 
Ressourcen auch auf „Suffizienz“, auf absolute Begren-
zungen statt nur relativer Verbesserungen beim Ressour-
cenverbrauch und Schadstoffausstoß. Dahinter steht die 
einfache Erkenntnis, dass die schnell näher rückenden ab-
soluten Grenzen der Belastungsfähigkeit unseres Planeten 
auch unverrückbare Grenzen unseres Verbrauchs darstel-
len.
Diese Grenzen einzuhalten und zugleich im Rahmen globa-
ler Entwicklung und Armutsbekämpfung die Chancen auf 
ein würdiges Leben gerechter zu verteilen, ist vielleicht die 
entscheidende politische, ökonomische und gesellschaft-
liche Aufgabe der Gegenwart. Ob und wie wir sie bewäl-
tigen werden, ist offen. Es gibt ermutigende ebenso wie 
entmutigende Signale. So scheint in der Politik vom deut-
schen „Wachstumsbeschleunigungsgesetz“ bis zu den 
indischen Verheißungen eines „inklusiven Wachstums“ 
die Stellung von Wirtschaftswachstum als sakrosankter 
Grundlage der nationalen Wohlfahrt nach wie vor unange-
fochten zu sein. In Enquetekommissionen und öffentlichen 

Debatten wird zwar zunehmend über Transformation und 
Paradigmenwechsel geredet. Die Entscheidungen jedoch 
fallen im Zweifelsfall für weiteres Wachstum. Auch in der 
Privatwirtschaft und beim Verbraucherverhalten sieht es 
kaum anders aus. Etiketten wie „nachhaltig“ und „Bio‑“ 
haben den Sprung aus der Nische geschafft, doch ihre 
gesamtwirtschaftliche Bedeutung bleibt weit hinter dem 
zurück, was erforderlich wäre, um zum Beispiel den Pro-
Kopf-Verbrauch an Rohstoffen, Energie und Deponiekapa-
zität für Reststoffe in Deutschland auf global verträgliche 
Maße herunterzuschrauben. Solange das aber nicht ge-
schieht, sehen Schwellenländer wenig Veranlassung, ihren 
schnell ansteigenden Anteil an den globalen Umweltprob-
lemen zu begrenzen.
Der Widerspruch zwischen kollektiven Einsichten und 
Bekenntnissen zu einer ökologisch und sozial nachhalti-
gen Entwicklung einerseits und den gegenläufigen Ent-
scheidungen andererseits ist augenfällig. Zwänge (oder 
Zwangsvorstellungen?) und Gewohnheiten spielen hier 
eine wichtige Rolle: Politiker/innen schieben angesichts 
hoher Staatsschulden und der Sorgen um Beschäftigung 
und soziale Sicherung Nachhaltigkeitsbedenken ebenso 
beiseite wie Unternehmer/innen aufgrund des Drucks von 
Wettbewerb und hohen Renditeerwartungen der Finanz-
märkte.
Wie können Wachstumszwänge aufgelöst werden? Wie 
können Unternehmen und Verbraucher zu nachhaltiger 
Produktion und Konsum motiviert werden? Wie lassen sich 
die nötigen regional angepassten Politiken entwickeln und 
in einen tragfähigen globalen Konsens integrieren? Wel-
che Rolle kann die Zivilgesellschaft dabei spielen? Solche 
Fragen liegen im Zentrum einer Entwicklungspolitik, die 
sich als globale Strukturpolitik versteht. Ihre Behandlung 
und Beantwortung erfordert mehr denn je eine breite Be-
teiligung.

Dr. Georg Stoll ist Referent für Entwicklungspolitik beim Bischöflichen Hilfswerk MISEREOR und Koordinator der MISE-
REOR-Arbeitsgruppe „Wirtschaftswachstum und Entwicklung“.
Dieser Text wurde zuerst in ähnlicher Form veröffentlicht in MISEREOR/Weltsichten (2011): In den Grenzen von morgen. 
Für ein neues Verhältnis von Entwicklung, Wirtschaftswachstum und Umwelt. Ein Dossier von MISEREOR in Zusam-
menarbeit mit der Redaktion Weltsichten. Dossier 9-2011.
www.misereor.de/fileadmin/redaktion/ws-Dossier_9-2011.pdf
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5	 Maastricht Principles on Extraterritorial Obligations of States in the area of Economic, 
Social and Cultural Rights

On 28 September 2011, at a gathering convened by Maas-
tricht University and the International Commission of Ju-
rists, a group of experts in international law and human 
rights adopted the Maastricht Principles on Extraterritorial 
Obligations of States in the area of Economic, Social and 
Cultural Rights.
The experts came from universities and organizations lo-
cated in all regions of the world and include current and 
former members of international human rights treaty bod-
ies, regional human rights bodies, and former and current 
Special Rapporteurs of the United Nations Human Rights 
Council.
Based on legal research conducted over a period of more 
than a decade, the undersigned experts adopted the fol-
lowing principles:

Preamble

The human rights of individuals, groups and peoples are 
affected by and dependent on the extraterritorial acts and 
omissions of States. The advent of economic globalization 
in particular, has meant that States and other global actors 
exert considerable influence on the realization of econom-
ic, social and cultural rights across the world.
Despite decades of growing global wealth, poverty re-
mains pervasive and socio-economic and gender inequali-
ties endure across the world. Moreover, individuals and 
communities face the continuing deprivation and denial of 
access to essential lands, resources, goods and services by 
State and non-State actors alike.
Countless individuals are subsequently unable to enjoy 
their economic, social and cultural rights, including the 
rights to work and decent working conditions, social secu-
rity and care, an adequate standard of living, food, hous-
ing, water, sanitation, health, education and participation 
in cultural life.
States have recognized that everyone is entitled to a social 
and international order in which human rights can be fully 
realized and have undertaken to pursue joint and separate 
action to achieve universal respect for, and observance of, 
human rights for all.
In the Vienna Declaration and Programme of Action, all 
States affirmed the importance of an international order 
based on the principles of equal rights and self-determi-
nation of peoples, peace, democracy, justice, equality, rule 
of law, pluralism, development, better standards of living 
and solidarity. In pursuit of these objectives, States reaf-
firmed in the Millennium Declaration their collective re-

sponsibility to uphold these principles at the global level.
States have repeatedly committed themselves to realiz-
ing the economic, social and cultural rights of everyone. 
This solemn commitment is captured in the Charter of the 
United Nations, and is found in the Universal Declara-
tion on Human Rights and numerous international trea-
ties, such as the International Covenant on Economic, So-
cial and Cultural Rights, the International Convention on 
the Elimination of All Forms of Racial Discrimination, the 
Convention on the Elimination of All Forms of Discrimina-
tion Against Women, the Convention on the Rights of the 
Child, the Convention on the Rights of Persons with Dis-
abilities, the International Convention on the Protection of 
the Rights of All Migrant Workers and Members of Their 
Families, as well as in the International Covenant on Civil 
and Political Rights and many regional human rights in-
struments.
These commitments include the obligation to realize pro-
gressively economic, social and cultural rights given the 
maximum resources available to States, when acting in-
dividually and through international assistance and coop-
eration, and to guarantee these rights without discrimina-
tion on the basis of race, colour, gender, sexual orientation 
and gender identity, language, religion, political or other 
opinion, national or social origin, property, birth, disability 
or other prohibited grounds in international law.
Drawn from international law, these principles aim to 
clarify the content of extraterritorial State obligations to 
realize economic, social and cultural rights with a view to 
advancing and giving full effect to the object of the Char-
ter of the United Nations and international human rights.
These Principles complement and build on the Limburg 
Principles on the Implementation of the International Cov-
enant on Economic, Social and Cultural Rights (1986) and 
on the Maastricht Guidelines on Violations of Economic, 
Social and Cultural Rights (1997).

I. General principles

1.	 All human beings everywhere are born free and 
equal in dignity and are entitled without discrimination to 
human rights and freedoms. 
2.	 States must at all times observe the principles of 
non-discrimination, equality, including gender equality, 
transparency and accountability. 
3.	 All States have obligations to respect, protect and 
fulfil human rights, including civil, cultural, economic, po-
litical and social rights, both within their territories and 
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extraterritorially. 
4.	 Each State has the obligation to realize economic, 
social and cultural rights, for all persons within its territory, 
to the maximum of its ability. All States also have extrater-
ritorial obligations to respect, protect and fulfil economic, 
social and cultural rights as set forth in the following Prin-
ciples. 
5.	 All human rights are universal, indivisible, in-
terdependent, interrelated and of equal importance. The 
present Principles elaborate extraterritorial obligations in 
relation to economic, social and cultural rights, without 
excluding their applicability to other human rights, includ-
ing civil and political rights. 
6.	 Economic, social and cultural rights and the cor-
responding territorial and extraterritorial obligations are 
contained in the sources of international human rights 
law, including the Charter of the United Nations; the Uni-
versal Declaration of Human Rights; the International Cov-
enant on Economic, Social and Cultural Rights; and other 
universal and regional instruments. 
7.	 Everyone has the right to informed participation 
in decisions which affect their human rights. States should 
consult with relevant national mechanisms, including par-
liaments, and civil society, in the design and implementa-
tion of policies and measures relevant to their obligations 
in relation to economic, social and cultural rights. 

II. Scope of extraterritorial obligations of States 

8. Definition of extraterritorial obligations 

For the purposes of these Principles, extraterritorial obliga-
tions encompass:
a) obligations relating to the acts and omissions of a State, 
within or beyond its territory, that have effects on the en-
joyment of human rights outside of that State’s territory; 
and b) obligations of a global character that are set out in 
the Charter of the United Nations and human rights instru-
ments to take action, separately, and jointly through inter-
national cooperation, to realize human rights universally.
9. Scope of jurisdiction

A State has obligations to respect, protect and fulfil eco-
nomic, social and cultural rights in any of the following:
a) situations over which it exercises authority or effec-
tive control, whether or not such control is exercised in 
accordance with international law; b) situations over 
which State acts or omissions bring about foreseeable ef-
fects on the enjoyment of economic, social and cultural 
rights, whether within or outside its territory; c) situations 
in which the State, acting separately or jointly, whether 
through its executive, legislative or judicial branches, is in 
a position to exercise decisive influence or to take mea-

sures to realize economic, social and cultural rights extra-
territorially, in accordance with international law.
10. Limits to the entitlement to exercise jurisdiction

The State’s obligation to respect, protect and fulfil eco-
nomic, social and cultural rights extraterritorially does not 
authorize a State to act in violation of the UN Charter and 
general international law.
11. State responsibility

State responsibility is engaged as a result of conduct at-
tributable to a State, acting separately or jointly with other 
States or entities, that constitutes a breach of its interna-
tional human rights obligations whether within its terri-
tory or extraterritorially.
12. Attribution of State responsibility for the con-
duct of non-State actors

State responsibility extends to:
a) acts and omissions of non-State actors acting on the 
instructions or under the direction or control of the State; 
and b) acts and omissions of persons or entities which are 
not organs of the State, such as corporations and other 
business enterprises, where they are empowered by the 
State to exercise elements of governmental authority, pro-
vided those persons or entities are acting in that capacity 
in the particular instance.
13. Obligation to avoid causing harm

States must desist from acts and omissions that create a 
real risk of nullifying or impairing the enjoyment of eco-
nomic, social and cultural rights extraterritorially. The re-
sponsibility of States is engaged where such nullification 
or impairment is a foreseeable result of their conduct. Un-
certainty about potential impacts does not constitute jus-
tification for such conduct.
14. Impact assessment and prevention

States must conduct prior assessment, with public partici-
pation, of the risks and potential extraterritorial impacts 
of their laws, policies and practices on the enjoyment of 
economic, social and cultural rights. The results of the as-
sessment must be made public. The assessment must also 
be undertaken to inform the measures that States must 
adopt to prevent violations or ensure their cessation as 
well as to ensure effective remedies.
15. Obligations of States as members of interna-
tional organisations

As a member of an international organisation, the State 
remains responsible for its own conduct in relation to its 
human rights obligations within its territory and extrater-
ritorially. A State that transfers competences to, or partici-
pates in, an international organisation must take all rea-
sonable steps to ensure that the relevant organisation acts 
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consistently with the international human rights obliga-
tions of that State.
16. Obligations of international organisations

The present Principles apply to States without excluding 
their applicability to the human rights obligations of in-
ternational organisations under, inter alia, general inter-
national law and international agreements to which they 
are parties.
17. International agreements

States must elaborate, interpret and apply relevant inter-
national agreements and standards in a manner consistent 
with their human rights obligations. Such obligations in-
clude those pertaining to international trade, investment, 
finance, taxation, environmental protection, development 
cooperation, and security.
18. Belligerent occupation and effective control

A State in belligerent occupation or that otherwise exercis-
es effective control over territory outside its national ter-
ritory must respect, protect and fulfil the economic, social 
and cultural rights of persons within that territory. A State 
exercising effective control over persons outside its na-
tional territory must respect, protect and fulfil economic, 
social and cultural rights of those persons.

III. Obligations to respect

19. General obligation

All States must take action, separately, and jointly through 
international cooperation, to respect the economic, social 
and cultural rights of persons within their territories and 
extraterritorially, as set out in Principles 20 to 22.
20. Direct interference

All States have the obligation to refrain from conduct 
which nullifies or impairs the enjoyment and exercise of 
economic, social and cultural rights of persons outside 
their territories.
21. Indirect interference

States must refrain from any conduct which: 
a) impairs the ability of another State or international or-
ganisation to comply with that State’s or that international 
organisation’s obligations as regards economic, social and 
cultural rights; or
b) aids, assists, directs, controls or coerces another State or 
international organisation to breach that State’s or that in-
ternational organisation’s obligations as regards econom-
ic, social and cultural rights, where the former States do so 
with knowledge of the circumstances of the act.
22. Sanctions and equivalent measures

States must refrain from adopting measures, such as em-
bargoes or other economic sanctions, which would result 

in nullifying or impairing the enjoyment of economic, so-
cial and cultural rights. Where sanctions are undertaken 
to fulfil other international legal obligations, States must 
ensure that human rights obligations are fully respected in 
the design, implementation and termination of any sanc-
tions regime. States must refrain in all circumstances from 
embargoes and equivalent measures on goods and ser-
vices essential to meet core obligations.

IV. Obligations to protect

23. General obligation

All States must take action, separately, and jointly through 
international cooperation, to protect economic, social and 
cultural rights of persons within their territories and extra-
territorially, as set out in Principles 24 to 27.
24. Obligation to regulate

All States must take necessary measures to ensure that 
non-State actors which they are in a position to regulate, 
as set out in Principle 25, such as private individuals and 
organisations, and transnational corporations and other 
business enterprises, do not nullify or impair the enjoy-
ment of economic, social and cultural rights. These include 
administrative, legislative, investigative, adjudicatory and 
other measures. All other States have a duty to refrain 
from nullifying or impairing the discharge of this obliga-
tion to protect.
25. Bases for protection

States must adopt and enforce measures to protect eco-
nomic, social and cultural rights through legal and other 
means, including diplomatic means, in each of the follow-
ing circumstances:
a) the harm or threat of harm originates or occurs on its 
territory; 
b) where the non-State actor has the nationality of the 
State concerned; 
c) as regards business enterprises, where the corporation, 
or its parent or controlling company, has its centre of ac-
tivity, is registered or domiciled, or has its main place of 
business or substantial business activities, in the State 
concerned; 
d) where there is a reasonable link between the State 
concerned and the conduct it seeks to regulate, including 
where relevant aspects of a non-State actor’s activities are 
carried out in that State’s territory; 
e) where any conduct impairing economic, social and cul-
tural rights constitutes a violation of a peremptory norm of 
international law. Where such a violation also constitutes 
a crime under international law, States must exercise uni-
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versal jurisdiction over those bearing responsibility or law-
fully transfer them to an appropriate jurisdiction.
26. Position to influence

States that are in a position to influence the conduct of 
non-State actors even if they are not in a position to regu-
late such conduct, such as through their public procure-
ment system or international diplomacy, should exercise 
such influence, in accordance with the Charter of the Unit-
ed Nations and general international law, in order to pro-
tect economic, social and cultural rights.
27. Obligation to cooperate

All States must cooperate to ensure that non-State ac-
tors do not impair the enjoyment of the economic, social 
and cultural rights of any persons. This obligation includes 
measures to prevent human rights abuses by non-State ac-
tors, to hold them to account for any such abuses, and to 
ensure an effective remedy for those affected.

V. Obligations to fulfil

28. General obligation

All States must take action, separately, and jointly through 
international cooperation, to fulfil economic, social and 
cultural rights of persons within their territories and extra-
territorially, as set out in Principles 27 to 33.
29. Obligation to create an international enabling 
environment

States must take deliberate, concrete and targeted steps, 
separately, and jointly through international cooperation, 
to create an international enabling environment conducive 
to the universal fulfilment of economic, social and cultural 
rights, including in matters relating to bilateral and multi-
lateral trade, investment, taxation, finance, environmental 
protection, and development cooperation.
The compliance with this obligation is to be achieved 
through, inter alia:
a) elaboration, interpretation, application and regular re-
view of multilateral and bilateral agreements as well as 
international standards; b) measures and policies by each 
State in respect of its foreign relations, including actions 
within international organisations, and its domestic mea-
sures and policies that can contribute to the fulfilment of 
economic, social and cultural rights extraterritorially.
30. Coordination and allocation of responsibilities

States should coordinate with each other, including in the 
allocation of responsibilities, in order to cooperate effec-
tively in the universal fulfilment of economic, social and 
cultural rights. The lack of such coordination does not ex-

onerate a State from giving effect to its separate extrater-
ritorial obligations.
31. Capacity and resources

A State has the obligation to fulfil economic, social and 
cultural rights in its territory to the maximum of its ability. 
Each State must separately and, where necessary, jointly 
contribute to the fulfilment of economic, social and cul-
tural rights extraterritorially, commensurate with, inter 
alia, its economic, technical and technological capacities, 
available resources, and influence in international deci-
sion-making processes. States must cooperate to mobilize 
the maximum of available resources for the universal ful-
filment of economic, social and cultural rights.
32. Principles and priorities in cooperation

In fulfilling economic, social and cultural rights extrater-
ritorially, States must:
a) prioritize the realisation of the rights of disadvantaged, 
marginalized and vulnerable groups;
b) prioritize core obligations to realize minimum essential 
levels of economic, social and cultural rights, and move as 
expeditiously and effectively as possible towards the full 
realization of economic, social and cultural rights;
c) observe international human rights standards, including 
the right to self-determination and the right to participate 
in decision-making, as well as the principles of non-dis-
crimination and equality, including gender equality, trans-
parency, and accountability; and
d) avoid any retrogressive measures or else discharge their 
burden to demonstrate that such measures are duly justi-
fied by reference to the full range of human rights obliga-
tions, and are only taken after a comprehensive examina-
tion of alternatives.
33. Obligation to provide international assistance

As part of the broader obligation of international coop-
eration, States, acting separately and jointly, that are in 
a position to do so, must provide international assistance 
to contribute to the fulfilment of economic, social and cul-
tural rights in other States, in a manner consistent with 
Principle 32.
34. Obligation to seek international assistance and 
cooperation

A State has the obligation to seek international assistance 
and cooperation on mutually agreed terms when that 
State is unable, despite its best efforts, to guarantee eco-
nomic, social and cultural rights within its territory. That 
State has an obligation to ensure that assistance provided  
is used towards the realisation of economic, social and 
cultural rights.
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35. Response to a request for international assis-
tance or cooperation

States that receive a request to assist or cooperate and are 
in a position to do so must consider the request in good 
faith, and respond in a manner consistent with their obli-
gations to fulfil economic, social and cultural rights extra-
territorially. In responding to the request, States must be 
guided by Principles 31 and 32.

VI. Accountability and Remedies

36. Accountability

States must ensure the availability of effective mechanisms 
to provide for accountability in the discharge of their ex-
traterritorial obligations. In order to ensure the effective-
ness of such mechanisms, States must establish systems 
and procedures for the full and thorough monitoring of 
compliance with their human rights obligations, including 
through national human rights institutions acting in con-
formity with the United Nations Principles relating to the 
Status of National Institutions (Paris Principles).
37. General obligation to provide effective remedy

States must ensure the enjoyment of the right to a prompt, 
accessible and effective remedy before an independent au-
thority, including, where necessary, recourse to a judicial 
authority, for violations of economic, social and cultural 
rights. Where the harm resulting from an alleged violation 
has occurred on the territory of a State other than a State 
in which the harmful conduct took place, any State con-
cerned must provide remedies to the victim.
To give effect to this obligation, States should:
a) seek cooperation and assistance from other concerned 
States where necessary to ensure a remedy;
b) ensure remedies are available for groups as well as in-
dividuals; 
c) ensure the participation of victims in the determination 
of appropriate remedies; 
d) ensure access to remedies, both judicial and non-judi-
cial, at the national and international levels; and 
e) accept the right of individual complaints and develop 
judicial remedies at the international level.
38. Effective remedies and reparation

Remedies, to be effective, must be capable of leading to 
a prompt, thorough and impartial investigation; cessation 
of the violation if it is ongoing; and adequate reparation, 
including, as necessary, restitution, compensation, satis-
faction, rehabilitation and guarantees of non-repetition. 
To avoid irreparable harm, interim measures must be 
available and States must respect the indication of interim 
measures by a competent judicial or quasi-judicial body. 
Victims have the right to truth about the facts and circum-

stances surrounding the violations, which should also be 
disclosed to the public, provided that it causes no further 
harm to the victim.
39. Inter-State complaints mechanisms

States should avail themselves of, and cooperate with, in-
ter-State complaints mechanisms, including human rights 
mechanisms, to ensure reparation for any violation of an 
extraterritorial obligation relating to economic, social and 
cultural rights. States should seek reparation in the interest 
of injured persons as beneficiaries under the relevant trea-
ties addressing economic, social and cultural rights, and 
should take into account, wherever feasible, the views of 
injured persons with regard to the reparation to be sought. 
Reparation for the injuries obtained from the responsible 
State should be transferred to the injured persons.
40. Non-judicial accountability mechanisms

In addition to the requisite judicial remedies, States should 
make non-judicial remedies available, which may include, 
inter alia, access to complaints mechanisms established 
under the auspices of international organisations, national 
human rights institutions or ombudspersons, and ensure 
that these remedies comply with the requirements of ef-
fective remedies under Principle 37. States should ensure 
additional accountability measures are in place at the 
domestic level, such as access to a parliamentary body 
tasked with monitoring governmental policies, as well as 
at the international level.
41. Reporting and monitoring

States must cooperate with international and regional hu-
man rights mechanisms, including periodic reporting and 
inquiry procedures of treaty bodies and mechanisms of the 
UN Human Rights Council, and peer review mechanisms, 
on the implementation of their extraterritorial obligations 
in relation to economic, social and cultural rights, and re-
dress instances of non-compliance as identified by these 
mechanisms.

VII. Final provisions

42.	 States, in giving effect to their extraterritorial ob-
ligations, may only subject economic, social and cultural 
rights to limitations when permitted under international 
law and where all procedural and substantive safeguards 
have been satisfied. 
43.	 Nothing in these Principles should be read as lim-
iting or undermining any legal obligations or responsibili-
ties that States, international organisations and non-State 
actors, such as transnational corporations and other busi-
ness enterprises, may be subject to under international hu-
man rights law. 
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44.	 These principles on the extraterritorial obligations 
of States may not be invoked as a justification to limit or 
undermine the obligations of the State towards people on 
its territory.

Signatories to the Maastricht Principles on Extra-
territorial Obligations of States in the area of Eco-
nomic, Social and Cultural Rights

The Principles were adopted by the experts in their indi-
vidual capacity. Organisations are listed with the names 
of experts for the purpose of identification rather than en-
dorsement of the Principles by their institution.
Meghna Abraham - Amnesty International; Catarina 
de Albuquerque - UN Special Rapporteur on the right 
to water and sanitation; Theo van Boven - Maastricht 
University, former UN Special Rapporteur against Torture 
and former Member of the UN Committee on the Elimina-
tion of Racism and Discrimination; Maria Virginia Bras 
Gomes - Directorate General for Social Security, former 
Member of the UN Committee on Economic, Social and 
Cultural Rights; Lilian Chenwi - University of the Wit-
watersrand; Danwood Chirwa - University of Cape 
Town; Fons Coomans - Maastricht University; Virginia 
Dandan - UN Independent Expert on Human Rights and 
International Solidarity, former Member of the UN Com-
mittee on Economic, Social and Cultural Rights; Olivier 
De Schutter - University of Louvain, UN Special Rap-
porteur on the right to food; Julia Duchrow - Bread for 
the World; Asbjørn Eide - Norwegian Centre for Human 
Rights; Cees Flinterman- Maastricht University, Member 
of the UN Human Rights Committee and former Member 
of the UN Committee on the Elimination of Discrimination 
against Women; Mark Gibney - University of North Caro-
lina; Thorsten Göbel - Bread for the World; Paul Hunt 
- University of Essex, former UN Special Rapporteur on 
the right of everyone to the enjoyment of the highest at-
tainable standard of physical and mental health; Ashfaq 

Khalfan - Amnesty International; Miloon Kothari - Hous-
ing and Land Rights Network, former UN Special Rappor-
teur on the right to adequate housing; Rolf Künnemann 
- FIAN International; Malcolm Langford - University of 
Oslo; Nicholas Lusiani - Center for Economic and Social 
Rights; Claire Mahon - Geneva Academy of International 
Humanitarian Law and Human Rights; Christopher Mba-
zira - Makerere University; Maija Mustaniemi-Laakso - 
Åbo Akademi University; Gorik Ooms - Institute of Tropi-
cal Medicine in Antwerp; Marcos Orellana - Center for 
International Environmental Law; Sandra Ratjen - Inter-
national Commission of Jurists; Aisling Reidy - Human 
Rights Watch; Margot Salomon - London School of Eco-
nomics and Political Science; Fabián Salvioli - Univer-
sity of La Plata, Member of the UN Human Rights Com-
mittee; Martin Scheinin - European University Institute, 
former Member of the UN Human Rights Committee and 
former UN Special Rapporteur on human rights and coun-
ter-terrorism; Ian Seiderman - International Commission 
of Jurists; Magdalena Sepúlveda - UN Special Rappor-
teur on extreme poverty and human rights; Heisoo Shin 
- Member of the UN Committee on Economic, Social and 
Cultural Rights and former Member of the UN Commit-
tee on the Elimination of Discrimination against Wom-
en; Sigrun Skogly - Lancaster University; Ana María 
Suárez Franco - FIAN International; Philippe Texier - 
Member of the UN Committee on Economic, Social and 
Cultural Rights; Wouter Vandenhole - University of An-
twerp; Duncan Wilson - Scottish Human Rights Commis-
sion; Michael Windfuhr - German Institute for Human 
Rights; Sisay Yeshanew - ÅboAkademi University.
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6	 Programm der Fachtagung

9.30	 Begrüßung

	 Hubert Schillinger, Koordinator des Projektes „Dialogue on Globalization“, Friedrich-Ebert-Stiftung

9.40	 Von Joseph Stiglitz bis zum König von Bhutan: Projekte „alternativer“ Maße für Wohlergehen und 
gesellschaftlichen Fortschritt

	 Silja Dressel, Abteilung Umwelt und Klima, Rioplus - Umweltpolitik und Förderung von Strategien nachhaltiger 
Entwicklung, GIZ

10.10	Woran sich Wohlstand wirklich messen lässt. Ein neuer Wohlfahrtsindex für die Welt?

	 Prof. Dr. Hans Diefenbacher, Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft (FEST)/Universität 
Heidelberg, Roland Zieschank, Projektleiter am Forschungszentrum für Umweltpolitik der FU Berlin

11.15	Pause

11.30	Vor dem Rio+20-Gipfel der UN: Von den MDGs zu Sustainable Development Goals?

	 Kerstin Wortmann, Referat VN-Einrichtungen im Bundesumweltministerium

	 Dr. Georg Stoll, Abteilung Entwicklungspolitik, MISEREOR

	 Dr. Christa Wichterich, Women in Development Europe (WIDE)

	 Moderation des Vormittags: Hubert Schillinger, Koordinator des Projektes „Dialogue on Globalization“, Friedrich-
Ebert-Stiftung

13.00	Mittagsimbiss

14.00	Maße für die Verwirklichung der Menschenrechte

	 Michael Windfuhr, Stellvertretender Direktor, Deutsches Institut für Menschenrechte

15.00	Pause

15.15	Auf dem Weg zur Post-2015-Agenda: Konsequenzen der Debatte über alternative Wachstums- und 
Wohlstandsmodelle für die Entwicklungspolitik

	 Jutta Kranz-Plote, Referatsleiterin im BMZ

	 Danuta Sacher, Geschäftsführerin, terre des hommes

	 Michael Müller, ehem. Parlamentarischer Staatssekretär im BMU, Mitglied der Enquête-Kommission „Wachstum, 
Wohlstand, Lebensqualität“

17.00	Ende der Fachtagung

	 Moderation des Nachmittags: Jens Martens, Geschäftsführer, Global Policy Forum Europe
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